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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

In der Herbstsession 2020 genehmigten die Räte den von der Regierung Ende Februar
2020 vorgelegten Geschäftsbericht des Bundesrates 2019. 
Erich von Siebenthal (svp, BE) berichtete im Nationalrat für die GPK und dankte den
Subkommissionen und den verschiedenen Departementsverantwortlichen, dass die
Anhörungen zu den einzelnen Bereichen im Bericht trotz Corona-Krise durchgeführt
werden konnten. Die Bewältigung der Pandemie sei dabei ein «zentrales
Querschnittthema» gewesen und die Erfahrungen der verschiedenen Verantwortlichen
in der Krise hätten nicht zuletzt zum Beschluss der GPK geführt, den Umgang der
Bundesbehörden mit der Covid-19-Pandemie näher zu beleuchten. Für die
Subkommission, die sich hinsichtlich Geschäftsbericht mit den Departementen EDI und
UVEK befasst hatte, ergriff Thomas de Courten (svp, BL) das Wort. Im EDI sei das
Erreichen der wichtigsten Legislatur-Ziele im Bereich der Altersvorsorge (Stabilisierung
der AHV, Definition der Eckwerte für die BVG-Reform, Modernisierung der Aufsicht
über die erste Säule) auf gutem Weg. Die Förderung des öffentlichen Verkehrs zwecks
qualitativ hochwertigen Mobilitätslösungen sei hingegen noch nicht optimal umgesetzt,
weil vor allem die Qualität im Personenverkehr nicht genüge. Alfred Heer (svp, ZH)
sprach für die Subkommission, die sich bei der Evaluation des Geschäftsberichts mit
dem EJPD und der BK beschäftigt hatte. Die Subkommission habe sich mit der
Umsetzung des neuen Asylgesetzes und den entsprechenden Auswirkungen für das
Bundesverwaltungsgericht auseinandergesetzt. Die Untersuchungen seien noch nicht
abgeschlossen, aber es zeigten sich «systemimmanente» Probleme, da 16.8 Prozent der
Fälle vom Gericht zurückgewiesen würden. Zudem habe die GPK bei einem Besuch des
Asylzentrums in Boudry Verbesserungen in Asylunterkünften verlangt, damit die
Privatsphäre von Asylsuchenden besser gewährleistet werde. Zudem habe sich die
Subkommission mit dem EJPD zur Rechtmässigkeit des Epidemiengesetzes unterhalten.
Mit der Bundeskanzlei habe sich die Subkommission zum Thema E-Voting ausgetauscht.
Die GPK schaue, dass das «Debakel» rund um das System der Post «nicht im Chaos
endet», so Heer. Auch Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga fasste den Bericht
kurz zusammen. Sie verstehe, dass der Rat wohl lieber Informationen zum aktuellen
Pandemie-Jahr 2020 hätte, der Bericht beziehe sich aber auf das Jahr 2019, «das [den
Parlamentsmitgliedern] vielleicht auch schon weit weg erscheint». Der Bundesrat habe
aber 2019 sehr viele wichtige Botschaften verabschiedet. Die grosse Kammer nahm in
der Folge diskussionslos Kenntnis vom Bericht und stimmte dem entsprechenden
Bundesbeschluss zu. 
Auch im Ständerat berichtete tags darauf zuerst die Kommissionssprecherin für die
GPK. Auch Maya Graf (gp, BL) betonte, wie schwierig es gewesen sei, die Oberaufsicht in
Krisenzeiten wahrzunehmen. Auch sie verwies auf die notwendige Aufarbeitung der
Krise und bedankte sich bei der Bundeskanzlei, die daran sei, den entsprechenden
Auftrag umzusetzen. Für die Subkommission EDA/VBS hob Charles Juillard (mitte, JU)
die Pläne des Bundesrats hervor, den UNO-Sitz Genf mit Hilfe von «Science Diplomacy»
zu stärken. Betont werden müsse zudem, wie gut es dem EDA während der Pandemie
bisher gelungen sei, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zu betreuen. Im VBS
habe das Problem «Mitholz» zu reden gegeben, welches von der GPK weiter beobachtet
werde. Auch über den Stand der Diskussionen zu «Cyberdefense» habe man sich
informiert. Hier sei insbesondere die Zusammenarbeit mit der Forschung
begrüssenswert. Matthias Michel (fdp, ZG) hob für die Subkommission EFD/WBF die
Punkte E-Government und Regulierungskosten hervor. Bei ersterem habe man noch
«Luft nach oben». Die Pandemie habe unter anderem gezeigt, wie wichtig die
Digitalisierung und eine bessere Koordination zwischen den Departementen aber auch
zwischen Verwaltung und Bevölkerung sei. Hinsichtlich Regulierung habe sich die GPK
unter anderem für die Resultate eines Monitorings interessiert, das gezeigt habe, dass
zwei Drittel der befragten Unternehmen finden, dass die bürokratische Belastung
gestiegen sei. Hier sei der Bundesrat daran, Gegensteuer zu geben, was die GPK
begrüsse. Marco Chiesa (svp, TI) fasste die Erkenntnisse der Subkommission EDI/UVEK
zusammen. Wie sein Nationalratskollege berichtete auch Chiesa über den Stand der
Reformen in den Sozialwerken. Die Auswirkungen von Covid auf die AHV seien allerdings
noch schwer abschätzbar. Im UVEK habe sich die GPK versichert, dass die Umsetzung
des «Aktionsplans Biodiversität Schweiz» zwar verspätet, aber auf gutem Weg sei. Die
Ziele für mehr Biodiversität seien freilich «de loin pas encore suffisants», so Chiesa.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Daniel Fässler (mitte, AI) ergriff schliesslich das Wort für die Subkommission EJPD/BK.
Im EJPD habe sich die GPK insbesondere zum Thema Kriminalitätsbekämpfung
informiert. Das Fedpol ermittle unter der Leitung der Bundesanwaltschaft in nicht
weniger als 70 Terrorstrafverfahren. Innerhalb der BK begrüsse die GPK die
Bestrebungen einer stärkeren Koordination und departementsübergreifenden Lenkung
digitaler Entwicklungen. Auch in der kleinen Kammer fasste die Bundespräsidentin am
Schluss den Bericht noch einmal zusammen und dankte der GPK für die
Zusammenarbeit und die «Wertschätzung», die die Kommissionen der
Regierungsarbeit entgegenbrächten. Auch in der kleinen Kammer wurde vom Bericht
Kenntnis genommen und der entsprechende Bundesbeschluss über den
Geschäftsbericht des Bundesrats für das Jahr 2019 diskussionslos gutgeheissen. 1

Aussenpolitik

Aussenpolitik

FDP-Ständerat Damian Müller (fdp, LU) forderte im Februar 2023 mittels einer Motion
eine «Intervention in Brüssel, damit Italien endlich das Dublin-Abkommen einhält».
Müller monierte, dass Italien seit Dezember 2022 keine Überstellungen im Rahmen des
Dublin-Abkommens mehr annehme, angeblich aus «plötzlich aufgetretenen
technischen Gründen, die mit fehlenden Aufnahmekapazitäten» zusammenhängen. Er
verlangte vom Bundesrat, dass dieser das Parlament über die genaue Anzahl der
dadurch nicht rücküberführten Personen informiere; dass er Staaten des Dublin-
Abkommens suche, die das Anliegen der Schweiz unterstützen; dass er formell beim Rat
der Justiz- und Innenministerinnen und -ministern der EU interveniere, um eine
Diskussion über die Einhaltung des Abkommens durch Italien zu lancieren; und dass er
die Europäische Kommission dazu auffordere, Massnahmen zu ergreifen, um Italien zur
Einhaltung des Abkommens zu zwingen. 
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme zu verstehen, dass er das Motionsanliegen
teile, wandte jedoch ein, dass Italien aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen im
Mittelmeerraum einen sechsmonatigen Ausnahmezustand erklärt habe. In dieser Zeit
wolle die italienische Regierung besondere Massnahmen zur Steuerung der Migration
ergreifen und finanzieren. Die Frist für die Überstellung von Dublin-Fällen laufe jedoch
sowieso erst nach sechs Monaten aus und könne mittels einer Beschwerde oder im
Falle eines Untertauchens der Betroffenen verlängert werden. Dementsprechend
können die in der Schweiz betroffenen Asylsuchenden auch nach Ablauf des
Ausnahmezustandes überstellt werden. Die Schweiz engagiere sich jedoch auf
bilateraler und multilateraler Ebene dafür, die Überführungen möglichst rasch wieder
aufzunehmen. Diese Forderung habe man gemeinsam mit anderen Dublin-Staaten bei
der Europäischen Kommission deponiert. Zudem hätten Bundesrätin Baume-Schneider
und Bundesrat Cassis das Thema auf Ministerstufe in Rom und Brüssel angesprochen,
und des Weiteren stehe das SEM in Kontakt mit den zuständigen italienischen
Behörden. Aufgrund der bereits laufenden Arbeiten beantragte der Bundesrat die
Ablehnung des Vorstosses. 

Der Ständerat setzte sich in der Sommersession 2023 mit der Motion auseinander.
Damian Müller zeigte sich enttäuscht darüber, dass der Bundesrat unterdessen davon
ausgehe, dass sich die Situation erst im Frühjahr 2024 normalisiere. Müller wies darauf
hin, dass nicht nur Italien, sondern auch die Schweizer Kantone Mühe hätten,
Unterbringungsmöglichkeiten für Asylsuchende zu finden, und forderte rasches
Handeln. Auch SVP-Parteipräsident Chiesa (svp, TI) beklagte sich über den Verstoss
Italiens gegen das Dublin-Abkommen und bezeichnete die in der Schweiz auf die
Überführung wartenden Asylsuchenden als «illegale Migranten». Die SP-Ständeräte
Sommaruga (sp, GE) und Stöckli (sp, BE) befanden die Motion indes für nicht erheblich,
da ihr Anliegen durch den Bundesrat bereits aufgegriffen worden sei. Bundesrätin
Baume-Schneider warb um Verständnis für die gravierende Situation in Italien, wo die
Zahl Asylsuchender im Vergleich zum Vorjahr um 300 Prozent angestiegen sei. Die
Schweiz müsse Solidarität zeigen, was aber nicht heisse, dass man sich nicht für die
Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen starkmache. Die Bundesrätin versprach, das
Parlament zu informieren, sobald es formelle Antworten von Italien oder der
Europäischen Kommission gebe, und beantragte die Ablehnung der Motion. Damian
Müller fand jedoch mit seinem Anliegen Gehör bei den Mitgliedern der FDP-, SVP- und
einem Grossteil der Mitte-Fraktion, welche die Motion mit 23 zu 14 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) annahmen. 2

MOTION
DATUM: 05.06.2023
AMANDO AMMANN
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Ende Februar 2023 erreichte rund 50 Mieterinnen und Mietern aus dem aargauischen
Windisch eine Wohnungskündigung. Diese Kündigungen erhielten in den Medien grosse
Aufmerksamkeit, weil in der Liegenschaft fortan unbegleitete minderjährige
Asylsuchende untergebracht werden sollten und es den Anschein machte, dass den
Mietenden folglich zugunsten der Asylsuchenden gekündigt worden war. 
Medien und Politik überschlugen sich in der Folge mit Kritik an oder Kommentaren zu
diesem Vorgehen: SVP-Parteipräsident Marco Chiesa (svp, TI) erachtete die Situation als
«Beweis für das Asylchaos», während SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG)
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider direkt für diese Situation verantwortlich
machte. Solche Situationen könnten in weiten Teilen der Bevölkerung die Unterstützung
für Geflüchtete gefährden, befürchtete des Weiteren FDP-Präsident Thierry Burkart
(fdp, AG) und auch die Schweizerische Flüchtlingshilfe wehrte sich dagegen, mit
solchen Aktionen verschiedene Personengruppen, die beide günstigen Wohnraum
benötigten, gegeneinander auszuspielen. 
Die SP sah die Wurzel des Problems derweil nicht bei den Asylsuchenden, sondern bei
der «schamlosen Gewinnmacherei der Immobilienkonzerne». Trotzdem sparte man
auch im linken Lager nicht mit Kritik am Vorgehen des Kantons Aargau und dessen
Sozialdienstes. Die Mieterinnen und Mieter aus Windisch hätten wohl gute Chancen, die
Entscheidung anzufechten, äusserte sich schliesslich eine Mietrechtsexpertin
gegenüber dem Blick. So könne es sich um eine missbräuchliche Kündigung handeln, da
die Vermieterin keine Begründung für die Kündigung angegeben habe. Weiter könnten
die Mietparteien auch eine Erstreckung der Kündigungsfrist beantragen, welche bei
finanziellen Härtefällen bis zu vier Jahre betragen kann.
In der Folge wurden auch zahlreiche Vorschläge zur Linderung der Wohnungsnot
eingebracht: Die SVP erachtete diesbezüglich Grenzschliessung als nachhaltiges Rezept
und Martina Bircher (svp, AG) verlangte, Wohnungskündigungen zugunsten der
Unterbringung von Asylsuchenden gesetzlich zu verbieten, scheiterte aber damit im
Nationalrat. SP-Nationalrätin Jacqueline Badran (sp, ZH) schlug stattdessen ein Verbot
der Beherbergungsplattform Airbnb vor.

In den folgenden Tagen wurde jedoch bekannt, dass sich die Situation nicht ganz so
zugetragen hatte, wie ursprünglich angenommen worden war. So hatten die
Eigentümerinnen und Eigentümer der betroffenen Liegenschaft die
Wohnungskündigungen anscheinend in der Absicht verschickt, die Liegenschaft
abzureissen und stattdessen Neubauten zu errichten. Anschliessend seien sie jedoch
vom Kanton angefragt worden, ob die Liegenschaft in Zwischennutzung als
Asylunterkunft verwendet werden könne. Die Gemeinde Windisch sei dabei gleichzeitig
wie die Mieterschaft über das Vorhaben durch die Eigentümerinnen und Eigentümer
und den Kanton informiert worden und habe sich bei der Kantonsregierung dagegen
gewehrt. Obwohl die Medien über diese veränderte Situation informierten, blieb die
Wut über die Vertreibung der Mietenden zugunsten von Asylsuchenden weiterhin
Thema. Dies insbesondere, nachdem bekannt geworden war, dass auch in Zürich
künftig nach einer Kündigung des Mietverhältnisses mit Studierenden
Asylbewerberinnen und Asylbewerber in den betroffenen Wohnungen untergebracht
werden sollten, worüber unter anderem der Tagesanzeiger berichtete. Auch hier
standen jedoch die Wohnungskündigungen nicht in einem direkten Verhältnis zur
Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern. So seien die Kündigungen
aufgrund missbräuchlicher Untermiete ausgesprochen worden und die Liegenschaft
solle lediglich als Zwischennutzung bis zur Sanierung als Asylunterkunft fungieren. 

Hingegen kündigte die Gemeinde Seegräben (ZH) als Vermieterin tatsächlich einem
alleinstehenden Mieter den Mietvertrag für eine 5.5-Zimmer-Wohnung, um eine Familie
von geflüchteten Personen unterzubringen. Die Gemeinde Seegräben hatte laut ihren
eigenen Berechnungen das kantonale Kontingent an aufgenommenen Asylsuchenden
noch nicht erreicht und wollte deshalb die einzige passende Wohnung in
Gemeindeshand für die Unterbringung einer Familie nutzen. Nur wenig später liess die
Gemeinde jedoch verlauten, dass man das Kontingent aufgrund eines administrativen
Fehlers falsch berechnet habe; sie hielt aber an der Wohnungskündigung fest. Lionel
Walter, Sprecher der Schweizerischen Flüchtlingshilfe, nannte die Situation im Blick
einen «bedauerlichen Einzelfall». 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.03.2023
VIKTORIA KIPFER
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Ende Mai 2022 lancierten die SVP-Fraktion im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI) im
Ständerat je eine Motion zur Aufhebung des Schutzstatus S für Menschen aus der
West-, Zentral- und Nordukraine. Der Schutzstatus S, der den Gefüchteten ein
Aufenthaltsrecht gewährt, ohne dass sie das ordentliche Asylverfahren durchlaufen
müssen, solle demnach zukünftig nur Personen aus dem Süden oder dem Osten des
Landes sowie Personen von der Krim erteilt werden. Denn insbesondere Regionen in
der West-, Zentral- und Nordukraine seien gar nicht oder kaum von der russischen
Invasion betroffen, zudem hätten Personen aus diesen Regionen oftmals bereits die
Rückreise angetreten. Für Flüchtende aus diesen Regionen solle fortan das reguläre
Asylverfahren zum Tragen kommen.
Der Bundesrat erklärte, dass die Adressangaben der aus der Ukraine geflüchteten
Menschen oftmals nicht strukturiert und systematisch ins ZEMIS übertragen würden,
unter anderem aufgrund von Übersetzungsfehlern aus dem Kyrillischen. Des Weiteren
sei die Lage auch in der West-, Zentral- und Nordukraine nach wie vor sehr volatil und
könne durch russische Angriffe mit Fernkampfwaffen rasch eskalieren. Überdies würde
sich eine regionale Einschränkung des Schutzstatus S stark von entsprechenden
Regelungen der EU unterscheiden. Die aktuelle Flüchtlingssituation bedürfe aber einer
europaweiten Koordination. Zusammen mit der hohen Anzahl an regulären Asylanträgen
von Personen aus momentan kriegsfreien Regionen würde die verlangte Regelung in
eine Überlastung des Asylverfahrens münden. Der Bundesrat beantragte entsprechend
die Ablehnung der Motion, merkte aber an, dass er die Situation weiterhin genau
beobachten und gegebenenfalls Anpassungen vornehmen werde.
Nur eine Mehrheit der SVP-Fraktion sprach sich in den Räten für eine Anpassung des
Schutzstatus S aus, womit die Motionen mit 135 zu 46 Stimmen (bei 7 Enthaltungen)
sowohl vom Nationalrats als auch mit 37 zu 5 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) vom
Ständerat abgelehnt wurden. 4

MOTION
DATUM: 21.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Auf Antrag des Bundesrates oder eines Viertels der Mitglieder des Nationalrats – sowie
seit 2000 auch auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Ständerats – werden beide
eidgenössischen Räte zu einer ausserordentlichen Session einberufen. Seit 2000
verlangten die Mitglieder des Nationalrats insgesamt beinahe 40 Mal eine
ausserordentliche Session, jedoch nur einmal ein Viertel der Ständeratsmitglieder und
zwar im Frühling 2020 zur Bewältigung der Covid-19-Krise. Das Einberufungsrecht von
fünf Kantonen war bis zu seiner Abschaffung im Jahr 1999 nie benutzt worden. Seit
einer Revision des Parlamentsgesetzes (Pa.Iv. 10.440) können ausserordentliche
Sessionen, sofern sie zu Vorstössen und nicht zu Erlassentwürfen, Wahlen oder
Erklärungen des Bundesrates oder der Räte verlangt werden, nur beantragt werden,
wenn in beiden Parlamentskammern gleichlautende Motionen hängig sind. Damit sollte
gewährleistet werden, dass sich – wie es die Verfassung verlangt – beide Räte zur
ausserordentlichen Session versammeln. In der Vergangenheit war es vereinzelt
vorgekommen, dass der Ständerat zur ausserordentlichen Session zusammenfand,
jedoch in diesem Rahmen gar keine Beschlüsse zu fassen hatte. Durch diese neue
Regelung liegt die Traktandierung der ausserordentlichen Sessionen zumindest
teilweise bei der Ratsminderheit, die diese beantragt: Neben den von den
Antragsstellenden ausgewiesenen, in beiden Räten hängigen Beratungsgegenständen
können die Büros der beiden Räte die ausserordentliche Session um weitere
Beratungsgegenstände erweitern. 

Im Jahr 2023 fanden in den eidgenössischen Räten insgesamt sechs ausserordentliche
Sessionen statt. Damit schliesst das Jahr 2023 zu den Spitzenreitern auf; im Wahljahr
2011 sowie im Vorjahr 2022 gab es ebenso viele ausserordentliche Sessionen. Neben
der dreitägigen ausserordentlichen Session zur CS im April 2023 wurden fünf weitere
ausserordentliche Sessionen einberufen, die jedoch –  was dem Regelfall entspricht –
an eine ordentliche Session angehängt werden konnten. Neben einer
ausserordentlichen Session zur Gleichstellung am Tag des feministischen Streiks vom
14. Juni sowie einer ausserordentlichen Session zum Thema «Wohnen und Mieten»
angehängt an die Herbstsession 2023 führten National- und Ständerat auf Verlangen
der SVP im Jahr 2023 drei ausserordentliche Sessionen zum Thema Asyl durch. Dies
stellt einen alleinigen Rekord dar; bisher war es erst im Jahr 2015 beim Höchstwert an
Asylgesuchen seit 1999 zu mehr als einer ausserordentlichen Session zu diesem Thema

ANDERES
DATUM: 22.12.2023
MARLÈNE GERBER
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im gleichen Jahr gekommen. 

Die während den drei ausserordentlichen Sessionen zum Thema Asyl behandelten
Vorstösse aus der Feder der SVP waren kaum von Erfolg gekrönt. In der
ausserordentlichen Session «Migration» im Anschluss an die Sommersession 2023
waren insgesamt fünf gleichlautende Motionen der SVP-Fraktion oder von deren
Mitgliedern in beiden Räten traktandiert. Von diesen fünf Vorstössen wurden drei von
beiden Räten abgelehnt (Mo. 22.4397 und Mo. 23.3086; Mo. 23.3074 und Mo. 23.3085;
Mo. 23.3200 und Mo. 23.3211). Zwar vermochten die zwei verbleibenden Forderungen
der SVP zur Aussetzung des Resettlement-Programms 2024/25 (Mo. 23.3096) und zur
Erhöhung der Rückführungen und Ausweisungen (Mo. 23.3082) jeweils eine bürgerliche
Mehrheit im Ständerat zu überzeugen, nicht so jedoch im Nationalrat, der die
Forderungen ablehnte (Mo. 23.3072; Mo. 23.3073). Darüber hinaus behandelte der
Nationalrat im Rahmen dieser ausserordentlichen Session drei weitere Vorstösse von
Mitgliedern anderer Parteien, die allesamt angenommen wurden, darunter eine Motion
Romano (mitte, TI; Mo. 22.4186) für ein Rückübernahmeabkommen mit Österreich, ein
Postulat Marti (sp, BL; Po. 23.3203) zur Evaluation der privaten Unterbringung von
Flüchtlingen oder vorläufig Aufgenommenen sowie ein Postulat Bellaiche (glp, ZH; Po.
23.3042) zum Aufzeigen von Chancen und Herausforderungen einer 10-Millionen-
Schweiz. 

In der im Anschluss an die Herbstsession 2023 stattfindenden ausserordentlichen
Session «Zuwanderung und Asyl» lagen dem Ständerat zwei Motionen von Marco
Chiesa (svp, TI) vor, während im Nationalrat zwei gleichlautende Vorstösse der SVP-
Fraktion respektive von Gregor Rutz (svp, ZH) traktandiert waren. Weder die Forderung
mit dem Titel «Keine 10-Millionen-Schweiz!» (Mo. 23.3777 und Mo. 23.3832) – ebenso
lautet der Titel einer von der SVP aktuell lancierten Volksinitiative – noch die Forderung
nach der Durchführung von Asylverfahren ausserhalb der Schweiz (Mo. 23.3851 und Mo.
23.3950) fanden in den Räten breitere Zustimmung über die Fraktionsgrenzen hinaus.
Erfolgreich waren im September 2023 die beiden anderen, in der ausserordentlichen
Session des Nationalrats traktandierten Geschäfte: eine Motion der FDP-Fraktion zur
Verringerung der irregulären Sekundärmigration (Mo. 23.3533) sowie ein Postulat
Pfister (mitte, ZG; Po. 23.3859) zur Auslotung der Chancen, die eine Reform des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems für die Schweiz brächte. Vier weitere
Vorstösse von Mitte-Links, insbesondere zur Erhöhung der humanitären Hilfe an die
Ukraine – drei davon gleichlautend – waren vom Büro-NR ursprünglich ebenfalls für die
ausserordentliche Session im Nationalrat traktandiert gewesen, wurden aufgrund eines
erfolgreichen Ordnungsantrags Bregy (mitte, VS) jedoch zunächst an die zuständige
Kommission zur Vorberatung zugewiesen (Mo. 23.3422; Mo. 23.3423; Mo. 23.3425; Mo.
23.3255).

Die in der Wintersession 2023 von Mitgliedern der SVP-Fraktion einberufene
ausserordentliche Session war gegen eine im Sommer vom SEM beschlossene
Praxisänderung gerichtet, gemäss welcher weiblichen afghanischen Asylsuchenden
grundsätzlich die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen ist. Im Rahmen dieser
ausserordentlichen Session behandelten beide Räte insgesamt je eine Motion, die diese
Praxis rückgängig machen wollte: der Nationalrat die Motion Rutz (svp, ZH; Mo. 23.4241)
und der Ständerat die gleichlautende Motion Bauer (fdp, NE; Mo. 23.4247), die nach
den eidgenössischen Wahlen von Damian Müller (fdp, LU) übernommen worden war.
Einen Beschluss fassten die Räte im Rahmen der ausserordentlichen Session indes
nicht; zwecks vertiefter Abklärungen und der Erstellung einer grundlegenden
Auslegeordnung stimmten die Räte aber je einem Ordnungsantrag auf Zuweisung an die
Kommission zu.

Der nach den eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 neu zusammengesetzte
Nationalrat beugte sich in der Wintersession über die beiden Motionen von SVP-
Mitgliedern, die der Ständerat im Rahmen der ausserordentlichen Session im Juni
befürwortet hatte. Während er die Motion zur Aussetzung des Resettlement-
Programms 2024/2025 ablehnte, befürwortete er eine abgeänderte Version der Motion
Salzmann (svp, BE) mit der Forderung nach einer Rückführungsoffensive (Mo. 23.3082),
die nun zurück an den Ständerat geht. Der Nationalrat fasste diesen Beschluss auf
Anraten einer breiten Kommissionsmehrheit, nachdem diese unter anderem die
Kantone angehört hatte. Bereits definitiv überwiesen werden konnte die Motion
Romano (Mo. 22.4186), die ein Rückübernahmeabkommen mit Österreich anstrebt: In
der ersten Session der 52. Legislatur bekräftigte der Ständerat die im Rahmen der
ausserordentlichen Session im Juni durch den Nationalrat ausgedrückte positive
Haltung zum Anliegen. Damit gehört letzterer Vorstoss zu einer der wenigen der
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äusserst zahlreichen Motionen im Bereich Asyl, die 2023 Zustimmung in beiden Räten
fanden – die meisten dieser Motionen scheiterten bereits im Erstrat. 5

1) AB NR, 2020, S. 1436 ff.; AB SR, 2020, S. 836 ff.; BBl, 2020 8395
2) AB SR, 2023, S. 463 ff.; Mo. 23.3031
3) Blick, 25.2.23; Blick, NZZ, TA, 1.3.23; Blick, WW, 2.3.23; TA, 3.3., 4.3.23; So-Bli, 5.3.23; Blick, 7.3.23
4) AB NR, 2022, S. 1604 ff.; AB SR, 2022, S. 830; Medienmitteilung BR, EJPD, SEM vom 11.3.22
5) AB NR, 2023, S. 1337 ff.; AB NR, 2023, S. 1996 ff.; AB SR, 2023, S. 643 ff.; BBl, 2011 6793 ff.; Faktenblatt Sessionen der
Parlamentsbibliothek vom 29.9.23
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